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Verwaltungsgericht Hamburg 

Beschluss 

 

In der Verwaltungsrechtssache  

  
,  

- Antragsteller - 
 
 
Prozessbevollmächtigte(r):  
 
g e g e n 

 

die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das 
Bundesministerium des Innern 
dieses vertreten durch den Präsidenten des 
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge,  
Sachsenstraße 12 + 14,  
20097 Hamburg,  
  

- Antragsgegnerin -  
hat das Verwaltungsgericht Hamburg, Kammer 13, am 4. Februar 2026 durch  
 
 
 
beschlossen: 
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Der Antrag wird abgelehnt. 
 
Der Antragsteller trägt die außergerichtlichen Kosten des im Übrigen gerichtskostenfreien 

Verfahrens. 

 

 

Rechtsmittelbelehrung:  
 
Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 80 AsylG).  

 
   

Gründe 

Der Antrag vom 19.11.2025, über den nach erfolgter Übertragung mit Beschluss vom 

3.2.2026 gemäß § 76 Abs. 4 Satz 2 AsylG die gesamte Kammer entscheidet, die 

aufschiebende Wirkung der Klage (13 A 8723/25) gegen die in Ziffer 3 des Bescheides des 

Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (Bundesamt) vom 3.11.2025 enthaltene 

Abschiebungsandrohung anzuordnen, hat keinen Erfolg. Er ist zulässig (I.), aber 

unbegründet (II.). 

I. Der Antrag ist zulässig. Insbesondere erweist er sich als statthaft, denn der erhobenen 

Klage gegen die in Ziffer 3 des Bescheides des Bundesamtes vom 3.11.2025 enthaltene 

Abschiebungsandrohung kommt gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 VwGO i.V.m. § 75 Abs. 1 

Satz 1 AsylG kraft Gesetzes keine aufschiebende Wirkung zu. 

Gemäß § 75 Abs. 1 Satz 1 AsylG entfalten Klagen gegen Entscheidungen nach dem 

Asylgesetz nur in den Fällen des § 38 Abs. 1 AsylG sowie des § 73b Absatz 7 Satz 1 AsylG 

aufschiebende Wirkung. Daher sind Entscheidungen nach § 71a Abs. 4 AsylG i.V.m. §§ 34, 

36 AsylG, mit denen – wie hier – auf einen Zweitantrag hin gemäß § 29 Abs. 1 Nr. 5 AsylG 

i.V.m. § 71a Abs. 1 AsylG der Asylantrag als unzulässig abgelehnt wird, weil ein weiteres 

Asylverfahren nicht durchzuführen ist und zugleich eine Abschiebungsandrohung erlassen 

wird, sofort vollziehbar. 

In diesen Fällen ist gemäß § 71a Abs. 4 AsylG i.V.m. § 36 Abs. 3 Satz 1 AsylG ein Antrag 

auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Klage nach § 80 Abs. 5 VwGO innerhalb 

von einer Woche nach Bekanntgabe des Bescheides zu stellen. Diese Wochenfrist hat der 

Antragsteller gewahrt. Der Bescheid vom 3.11.2025 ist ihm am 17.11.2025 zugestellt 
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worden, den Antrag auf Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes hat er am 19.11.2025 

gestellt. 

II. Das Gericht kann die aufschiebende Wirkung der Klage gegen die in Ziffer 3 des 

Bescheides des Bundesamtes vom 3.11.2025 enthaltene Abschiebungsandrohung gemäß 

§ 80 Abs. 5 Satz 1 Alt. 1 VwGO i.V.m. §§ 71a Abs. 4, 36 Abs. 4 Satz 1 AsylG nur anordnen, 

wenn ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit des angegriffenen Verwaltungsaktes 

bestehen. Ernstliche Zweifel im Sinne des § 36 Abs. 4 Satz 1 AsylG liegen vor, wenn 

erhebliche Gründe dafürsprechen, dass die angegriffene Maßnahme einer rechtlichen 

Prüfung wahrscheinlich nicht standhält (vgl. BVerfG, Urt. v. 14.5.1996, 2 BvR 1516.93, juris). 

Dies ist hier nicht der Fall. Der Bescheid des Bundesamtes begegnet in dem nach § 77 Abs. 

1 Satz 1 Hs. 2 AsylG maßgeblichen Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung keinen 

rechtlichen Bedenken im vorgenannten Sinne und verletzt den Antragsteller nicht in seinen 

Rechten (§ 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO). Der Asylantrag des Antragstellers ist zu Recht als 

unzulässig abgelehnt worden (§§ 29 Abs. 1 Nr. 5, 71a Abs. 1 AsylG). Die Androhung der 

Abschiebung nach Syrien ist auch im Übrigen gemäß §§ 71a Abs. 4, 34, 36 AsylG 

rechtmäßig, insbesondere stehen ihrem Erlass keine zielstaatsbezogenen 

Abschiebungsverbote entgegen. 

1. Die Ablehnung des Asylantrages des Antragstellers als unzulässig gemäß § 29 Abs. 1 

Nr. 5 AsylG ist rechtlich nicht zu beanstanden. 

a. Nach § 29 Abs. 1 Nr. 5 Alt. 2 AsylG ist ein Asylantrag unzulässig, wenn im Falle eines 

Zweitantrags nach § 71a AsylG ein weiteres Asylverfahren nicht durchzuführen ist. Gemäß 

§ 71a AsylG ist in den Fällen, in denen der Ausländer nach erfolglosem Abschluss eines 

Asylverfahrens in einem sicheren Drittstaat (§ 26a AsylG), für den Rechtsvorschriften der 

Europäischen Gemeinschaft über die Zuständigkeit für die Durchführung von Asylverfahren 

gelten oder mit dem die Bundesrepublik Deutschland darüber einen völkerrechtlichen 

Vertrag geschlossen hat, im Bundesgebiet einen Asylantrag stellt (Zweitantrag), ein 

weiteres Asylverfahren nur durchzuführen, wenn die Bundesrepublik Deutschland für die 

Durchführung des Asylverfahrens zuständig ist und die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 

bis 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes vorliegen. 

b. Das Bundesamt hat das Vorliegen der Voraussetzungen für die Durchführung eines 

weiteren Asylverfahrens nach § 71a Abs. 1 Hs. 1 AsylG zu Recht verneint. 
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aa. Der Asylantrag des Antragstellers ist ein Zweitantrag im Sinne des § 71a Abs. 1 Hs. 1 

Alt. 1 AsylG. Der Antragsteller hat in Griechenland – einem Mitgliedstaat der Europäischen 

Union, für den die Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaft über die 

Zuständigkeit für die Durchführung von Asylverfahren gelten – bereits erfolglos ein 

Asylverfahren durchgeführt; das dortige Asylverfahren ist endgültig abgeschlossen. Dies 

ergibt sich aus der in der Asylakte befindlichen Antwort der griechischen Behörden vom 

2.9.2025 auf das Informationsersuchen der Antragsgegnerin. Demnach ist das Verfahren 

zur Prüfung des Antrags auf internationalen Schutz des Antragstellers am 4.12.2024 

eingestellt worden, weil er seinen Antrag stillschweigend widerrufen hatte, indem er ohne 

Angabe triftiger Gründe für seine Abwesenheit nicht zu der an diesem Tage anberaumten 

persönlichen Anhörung erschien, obwohl er hierzu rechtmäßig vorgeladen worden war.  

Diese Verfahrenseinstellung ist auch endgültig, weil – so die Antwort der griechischen 

Behörden weiter – der Antragsteller nicht innerhalb einer Frist von neun Monaten nach 

Verfahrenseinstellung (d.h. nicht bis zum Ablauf des 4.9.2025) einen Antrag auf 

Fortsetzung des Prüfverfahrens gestellt hat. Die von den griechischen Behörden berichtete 

Verfahrenseinstellung wegen Nichterscheinens deckt sich auch mit den Angaben und dem 

bekundeten Willen des Antragstellers, der bei seiner Anhörung zur Zulässigkeit des 

Asylantrages angab, dass er nicht in Griechenland habe bleiben wollen, weil er dort keine 

Perspektive gesehen habe. Deshalb habe er Griechenland im Dezember 2024 verlassen 

und sei nach Deutschland gereist. 

bb. Auf den Zweitantrag des Antragstellers hin ist gemäß § 71a Abs. 1 Satz 1 Hs. 1 AsylG 

kein weiteres Asylverfahren durchzuführen. Die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 bis 3 

Verwaltungsverfahrensgesetz – VwVfG – liegen nicht vor. 

Gemäß § 51 Abs. 1 VwVfG hat die Behörde auf Antrag des Betroffenen das Verfahren 

wieder aufzugreifen, wenn sich die dem Verwaltungsakt zugrunde liegende Sach- oder 

Rechtslage nachträglich zugunsten des Betroffenen geändert hat (Nr. 1), neue Beweismittel 

vorliegen, die eine dem Betroffenen günstigere Entscheidung herbeigeführt haben würden 

(Nr. 2) oder Wiederaufnahmegründe entsprechend § 580 ZPO gegeben sind (Nr. 3). Der 

Antrag ist nur zulässig, wenn der Betroffene ohne grobes Verschulden außerstande war, 

den Grund für das Wiederaufgreifen in dem früheren Verfahren, insbesondere durch 

Rechtsbehelf, geltend zu machen (§ 51 Abs. 2 VwVfG). 

Gemessen daran sind die Voraussetzungen für ein Wiederaufgreifen des Verfahrens hier 

nicht gegeben. Das Bundesamt hat auf Grundlage des Vortrags des Antragstellers sowie 
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der Einstellungsentscheidung der griechischen Behörden vom 4.12.2024 das Vorliegen von 

Wiederaufgreifensgründen zu Recht verneint. 

(1) Soweit sich der Antragsteller auf Umstände bezieht, die sich vor seiner Ausreise aus 

Syrien ereignet haben, ist insbesondere keine neue Sachlage im Sinne von § 51 Abs. 1 Nr. 

1 VwVfG gegeben. Der Antragsteller beruft sich in seinem Zweitantragsverfahren auf 

Gründe, die er – ggf. nach Beantragung der Fortsetzung des Prüfverfahrens – auch in 

seinem (ersten) Asylverfahren in Griechenland vor dessen rechtskräftigem Abschluss im 

Kern geltend gemacht hat oder hätte geltend machen können. Das gilt sowohl für das 

Vorbringen, des Antragstellers zu der Situation in Syrien, als er 2014 das Land verließ, als 

auch für seinen auf die neuen Machthaber in Syrien bezogenen Vortrag, diese seien 

fanatische Muslime, bei denen er nicht wisse, wie sie ihn ansehen würden, vielleicht als 

Verräter, weil er das Land verlassen habe. Denn der Regimewechsel in Syrien vollzog sich 

um den 8.12.2024, die Rebellenoffensive, die diesen letztlich auslöste, war zurzeit der für 

den Antragsteller terminierten Anhörung in Griechenland bereits im Gange. Der Umsturz 

des Assad-Regimes wäre bei einer Fortsetzung des Verfahrens in Griechenland mithin 

unzweifelhaft Verfahrensgegenstand geworden. 

Selbst wenn insoweit maßgebliche Umstände gegeben sein sollten, mit denen sich die 

griechischen Behörden in ihrer Asylentscheidung nicht befasst hätten, hat der Antragsteller 

jedenfalls nicht glaubhaft gemacht, ohne grobes Verschulden außerstande gewesen zu 

sein, diese bereits in seinem ersten Asylverfahren in Griechenland geltend zu machen (vgl. 

§ 51 Abs. 2 VwVfG). Im Gegenteil ist er, ohne die dortige Anhörung zum Asylantrag am 

4.12.2024 überhaupt wahrzunehmen, aus Griechenland aus- und nach Deutschland 

weitergereist.  

(2) Unabhängig davon ist der Vortrag des Antragstellers von vornherein nach jeder 

vertretbaren Betrachtungsweise ungeeignet, die Möglichkeit einer günstigeren 

Entscheidung hin zu einer Zuerkennung internationalen Schutzes aufgrund der geltend 

gemachten Wiederaufgreifensgründe zu begründen, (vgl. BVerfG, Kammerbeschl. v. 

4.12.2019, 2 BvR 1600/19, juris Rn. 20 f. m.w.N.). 

Selbst wenn man die Regelung des § 71a Abs. 1 AsylG i.V.m. § 51 Abs. 1 VwVfG im Lichte 

von Art. 40 Abs. 2 und Abs. 3 RL 2013/32/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 26.6.2013 zu gemeinsamen Verfahren für die Zuerkennung und Aberkennung des 

internationalen Schutzes (Verfahrensrichtlinie) unionsrechtskonform angelehnt an § 71 Abs. 

1 Satz 1 AsylG auslegte, ergäbe sich für den Antragsteller nichts Günstigeres, da es auch 
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an neuen Elementen oder Erkenntnissen, die mit erheblicher Wahrscheinlichkeit zu einer 

für ihn günstigeren Entscheidung beitrügen, fehlte (vgl. zum Folgeantrag EuGH, Urt. v. 8. 

2. 2024, C-216/22, juris Rn. 50f.; so zur Auslegung des § 71a AsylG: Dickten/Rosarius, 

AuslR, 45. Aufl., § 71a AsylG Rn. 10b, beck-online). 

Eine danach rechtserheblich geänderte Sachlage zugunsten des Antragstellers aufgrund 

eines Wiederaufgreifensgrundes im Sinne des § 71a Abs. 1 AsylG i.V.m. § 51 Abs. 1 Nr. 1 

VwVfG ist nicht gegeben. 

(a) Gemessen an seinem Vortrag liegen die Voraussetzungen für die Zuerkennung der 

Flüchtlingseigenschaft nach § 3 Abs. 1 AsylG nicht vor.  

Ein Ausländer ist i.S.d. § 3 Abs. 1 AsylG u.a. dann Flüchtling, wenn er sich aus begründeter 

Furcht vor Verfolgung wegen seiner Rasse, Religion, Nationalität, politischen Überzeugung 

oder Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe außerhalb des Landes 

(Herkunftsland) befindet, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt und dessen Schutz er nicht 

in Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Furcht nicht in Anspruch nehmen will. 

Der Antragsteller hat bei seiner Anhörung vor dem Bundesamt angegeben, er sei in Syrien 

weder politisch aktiv, noch Mitglied einer politischen Organisation gewesen. Er habe auch 

keine Probleme mit Behörden oder der Polizei gehabt. Er habe Syrien im Jahr 2014 

verlassen, weil seine Familie das eigene Haus bei einer Bombardierung im syrischen 

Bürgerkrieg verloren habe, die finanzielle Situation sehr schlecht gewesen sei und er in 

einem Alter gewesen sei, in dem er durch das Assad-Regime zum Wehrdienst 

herangezogen worden wäre. Beim Verlassen des Landes sei er sehr jung gewesen, er sei 

jetzt seit längerer Zeit fort und wisse nicht, wie das neue Regime ihn ansehen und 

behandeln würde. Vielleicht als Verräter, weil er das Land verlassen habe. Heute sei die 

Sicherheitslage in Syrien sehr schlecht, es gebe einen Religionskrieg in Syrien, er könne 

jederzeit erschossen werden. Das Problem sei nicht nur die Religion, sondern auch die 

Rasse, zum Beispiel Araber und Kurden. Er finde das neue Regime sehr radikal, es gebe 

keine Freiheit. 

Soweit der Antragsteller Syrien wegen der finanziellen Situation seiner Familie und des 

bürgerkriegsbedingten Verlustes des Hauses in Aleppo verlassen hat, begründet dies 

mangels individueller, in der Person des Antragstellers bestehender Verfolgungsgründe im 

Sinne von §§ 3 Abs. 1 Nr. 1, 3b Abs. 1 Nr. 5 AsylG und mangels gezielter ausgrenzender 

Rechtsverletzungen in Anknüpfung an asyl- und flüchtlingsrelevante Merkmale keine 

politische Verfolgung. Gleiches gilt im Hinblick auf die Ausführungen des Antragstellers zu 
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der allgemeinen – schlechten – Sicherheitslage im heutigen Syrien. Es gibt auch keine 

Anhaltspunkte dafür, dass er – wie von ihm befürchtet – durch das neue Regime als 

Verräter angesehen werden könnte, weil er das Land zurzeit des Bürgerkriegs verließ. 

Rückkehrer nach Syrien haben im Allgemeinen keine Probleme gehabt (vgl. EUAA, Country 

Guidance Syria, Dec. 2025, S. 19; G 70/25). Nichts anderes ergibt sich aus seinem Vortrag 

dazu, Syrien wegen der drohenden Einberufung zum Militärdienst für das Assad-Regime 

verlassen zu haben. Die Übergangsregierung hat erklärt, dass Personen, die wegen 

Militärdienstes gesucht würden und nach Syrien zurückkehrten, keine Probleme haben 

würden (vgl. EUAA, Country Guidance Syria, Dec. 2025, S. 33; G 70/25). Vom Assad-

Regime selbst geht seit dem Regimesturz keine Verfolgungsgefahr mehr aus. Der 

Antragsteller gehört als sunnitischer Moslem aus der Volksgruppe der Araber im Übrigen 

auch der Bevölkerungsmehrheit an. Insofern ist nicht erkennbar, dass ihm von der 

derzeitigen Übergangsregierung, die selbst von sunnitischen Muslimen dominiert wird, eine 

Verfolgungsgefahr drohen könnte. Insbesondere ergibt sich eine solche nicht aus der 

pauschalen Einschätzung, er finde die neue Übergangsregierung sehr radikal, es gebe 

keine Freiheit, die sich im Übrigen nicht mit der derzeitigen Erkenntnislage deckt.  

(b) Schließlich ist der Vortrag des Antragstellers auch nach dem dargelegten Maßstab 

ungeeignet, ihm zur Zuerkennung subsidiären Schutze gem. § 4 Abs. 1 Satz 1, 2 AsylG zu 

verhelfen. 

(aa) Gründe für die Annahme, dem Antragsteller drohe in Syrien ein ernsthafter Schaden 

in Form von Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Bestrafung 

(§ 4 Abs. 1 Satz 1, 2 Nr. 2 AsylG), liegen auch mit Blick auf die derzeitige humanitäre Lage 

in Syrien nicht mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit vor. 

Schwierige oder schlechte humanitäre Verhältnisse begründen nur dann eine 

unmenschliche oder erniedrigende Behandlung im Sinne von § 4 Abs. 1 Satz 1, 2 Nr. 2 

AsylG, wenn sie zielgerichtet von einem Akteur im Sinne des § 4 Abs. 3 AsylG i.V.m. § 3c 

AsylG ausgehen (vgl. BVerwG, Urt. v. 20.5.2020, 1 C 11.19, juris Rn. 12 m.w.N). 

Anhaltspunkte für eine zielgerichtete Herbeiführung der derzeit herrschenden humanitären 

Lage sind indes weder vorgetragen noch ersichtlich. Vielmehr beruhen die derzeitigen 

Probleme auf einem Zusammentreffen vielfältiger Ursachen, etwa dem Zusammenbruch 

der Wirtschaft nach weit über zehnjährigem Bürgerkrieg, desolatem öffentlichen Haushalt, 

dem jahrelangen Mangel an Auslandsinvestitionen und Außenhandel, einer massiven 

Emigration von Arbeitskräften, der bürgerkriegsbedingten Zerstörung der Infrastruktur, 
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unterschiedlich agierenden Interessengruppen, einer hohen Arbeitslosigkeit sowie der 

Verschlechterung der wirtschaftlich-sozialen Lage auch durch Hyperinflation, (vgl. 

Auswärtiges Amt, Bericht über die Lage in der Arabischen Republik Syrien vom 30.5.2025 

(Stand: Ende März 2025), S. 10 ff.; EUAA, Country Focus: Syria, Juli 2025, S. 65ff.; 

Österreichisches Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl, Länderinformation der 

Staatendokumentation, Version 12, Stand: 8.5.2025, S. 237ff., jew. m.w.N). 

(bb) Es bestehen auch mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit keine Gründe für die Annahme, 

dem Antragsteller drohe in Syrien gemäß § 4 Abs. 1 Satz 1, 2 Nr. 3 AsylG eine ernsthafte 

individuelle Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im 

Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen bewaffneten Konflikts. 

Dem Antragsteller steht, auch wenn er sich derzeit nicht zumutbar in seiner Heimatstadt 

Aleppo niederlassen kann, die Möglichkeit internen Schutzes im Sinne des § 4 Abs. 3, 3e 

AsylG offen. 

(aaa) In der Heimatregion des Antragstellers, der aus der Stadt Aleppo stammt, besteht 

aufgrund der jüngst immer wieder aufflammenden Auseinandersetzungen zwischen den 

kurdischen Selbstverteidigungskräften („Syrian Democratic Forces“, SDF) und dem Militär 

der Übergangsregierung, die zuletzt u.a. mit Artilleriebeschuss der Stadt Aleppo 

einhergingen, derzeit eine unsichere Lage, sodass davon auszugehen ist, dass dort eine 

ernsthafte individuelle Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher 

Gewalt im Rahmen eines innerstaatlichen bewaffneten Konflikts vorliegt. 

Die Provinz Aleppo wurde seit dem Sturz des Assad-Regimes von unterschiedlichen 

Kräften beherrscht. Im Südwesten an der Grenze zu Idlib übte die Übergangsregierung die 

Kontrolle aus, im Nordwesten und Norden an der türkischen Grenze übte die von der Türkei 

unterstützte, und nunmehr formell dem syrischen Verteidigungsministerium unterstellte 

Syrische Nationalarmee (SNA) die Kontrolle aus. Die kurdischen SDF beherrschten den 

nordöstlichen und östlichen Teil der Provinz, um die Wasseraufbereitungsanlage in Khafsah 

und westlich des Militärflugplatzes Jirah rangen die SDF und die SNA um Kontrolle (vgl. 

EUAA, Country Guidance Syria, Dec. 2025, S. 72 f.; G 70/25). Zuletzt gab es hinsichtlich 

der territorialen Kontrolle aufgrund der Offensive der Truppen der Übergangsregierung 

gegen die kurdische SDF einige Veränderungen. Die SDF wurde vollständig aus der 

Provinz Aleppo in Gebiete östlich des Euphrat zurückgedrängt, die Übergangsregierung 

übernahm seither auch die Kontrolle in den östlich von Aleppo gelegenen Provinzen Rakka 
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und Deir-ez-Zor (https://www.tagesschau.de/ausland/asien/syrien-kurden-waffenruhe-

100.html; letzter Abruf: 30.1.2026). 

Die Sicherheitslage in der Provinz Aleppo hat sich seit dem Sturz Assads grundsätzlich 

positiv entwickelt. Bei Zählung der Gesamtzahl der Sicherheitsvorfälle im Zeitraum 

9.12.2024 bis 26.9.2025 ist Aleppo der Bezirk Syriens mit der höchsten Anzahl (1.235 

Vorfälle, durchschnittlich 29,4 Sicherheitsvorfälle pro Woche. Mit zunehmender Zeit hat sich 

die Lage jedoch beruhigt. Während im Zeitraum vom 9.12.2024 bis zum 31.5.2025 1.048 

Sicherheitsvorfälle (durchschnittlich 42,4 Sicherheitsvorfälle pro Woche) in der Provinz 

Aleppo verzeichnet wurden, waren es im Zeitraum vom 1.6.bis zum 26.9.2025 noch 187 

Sicherheitsvorfälle (durchschnittlich 10,8 pro Woche). Die beobachteten Vorfälle erreichten 

im Januar und Februar 2025, mithin kurz nach dem Sturz des Assad-Regimes, ihren 

Höhepunkt, und verzeichnen seither einen Abwärtstrend (EUAA, Country Guidance Syria, 

Dec. 2025, S. 73; G 70/25). Dieser Trend zeigt sich ganz erheblich auch bei den Zahlen 

ziviler Todesopfer in der Region. Zwischen Dezember 2024 und dem 31.5.2025 wurden 

444 zivile Todesopfer dokumentiert (etwa 9 Opfer pro 100.000 Einwohner), von Juni bis 

September 2025 waren es 21 zivile Todesopfer (<1 Opfer pro 100.000 Einwohner) (EUAA, 

Country Guidance Syria, Dec. 2025, S. 73; G 70/25). 

Der Trend der Stabilisierung der Sicherheitslage ging einher mit der Rückkehr von aus 

Aleppo geflohenen Personen. Aleppo ist die Provinz mit den meisten zurückgekehrten 

Binnenvertriebenen in Syrien, von geschätzt 1,5 Millionen Binnenvertriebenen waren am 

18.9.2025 bereits ca. 740.000 Personen kürzlich zurückgekehrt. Seit dem 8.12.2024 sind 

ferner knapp 160.000 ins Ausland geflüchtete Syrer nach Aleppo zurückgekehrt (EUAA, 

Country Guidance Syria, Dec. 2025, S. 73; G 70/25). 

Die positive Entwicklung der Sicherheitslage in Aleppo wurde zuletzt jedoch durch Gefechte 

zwischen militärischen Kräften der Übergangsregierung und der kurdischen SDF 

überschattet. Nach Unterzeichnung einer „Integrationsvereinbarung“ mit der 

Übergangsregierung am 10.3.2025 hat die SDF ihre Präsenz in der Stadt Aleppo reduziert. 

Seither kam es in der Provinz Aleppo, vor allem in ländlichen Gegenden, dennoch zu 

gelegentlichen Zusammenstößen zwischen der SDF und Truppen der Übergangsregierung 

(EUAA, Country Guidance Syria, Dec. 2025, S. 73; G 70/25). Die Konflikte haben sich in 

der Stadt Aleppo zum Jahresende 2025 erheblich verschärft. Im Oktober 2025 und im 

Dezember 2025 kam es in der Stadt Aleppo zu Gefechten zwischen kurdischen Kräften und 

Kräften der syrischen Übergangsregierung, obwohl nach den ersten Gefechten im Oktober 
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2025 zwischenzeitlich eine Waffenruhe vereinbart worden war. Bei den Gefechten im 

Oktober 2025 starb mindestens eine Person, im Dezember 2025 kamen nach Angaben der 

syrischen Nachrichtenagentur Sana u.a. zwei Zivilisten zu Tode. Außerdem gab es jeweils 

mehrere Verletzte (vgl. https://www.tagesschau.de/ausland/asien/aleppo-syrien-

waffenstillstand-100.html; https://www.tagesschau.de/ausland/asien/syrien-kaempfe-

128.html; letzter Abruf: 30.1.2026). Im Januar 2026 kündigte die Übergangsregierung ferner 

eine „begrenzte Militäroperation“ in der Stadt Aleppo an und forderte Zivilisten auf, die von 

kurdischen Kräften kontrollierten Viertel im Norden der Stadt, Scheich Maksoud und 

Aschrafija, zu verlassen. Etwa 150.000 Menschen ergriffen die Flucht, später wurden die 

von kurdischen Kräften kontrollierten Viertel der Stadt u.a. mit Artillerie beschossen. Es kam 

zu den schwersten Kämpfen in Syrien seit dem Ende des Assad-Regimes 

(https://www.tagesschau.de/ausland/asien/syrien-aleppo-waffenstillstand-104.html). Laut 

syrischen Behörden wurden durch die Kämpfe mindestens 24 Menschen getötet und 129 

weitere verletzt (https://www.spiegel.de/ausland/syrien-sperrzonen-bei-aleppo-nach-

kaempfen-mit-kurden-a-24767d2b-72d7-4109-a7d8-47c7a6639460; letzte Abrufe jeweils: 

30.1.2026). Die Rückkehr der wegen der Kämpfe aus der Stadt geflüchteten Personen in 

die Stadt Aleppo wird derzeit vorbereitet (https://www.tagesschau.de/ausland/asien/syrien-

aleppo-waffenstillstand-104.html). Wie bereits angesprochen, hat die SDF nach den 

anhaltenden Gefechten mit Truppen der Übergangsregierung im Januar 2026 mittlerweile 

vollständig die Provinz Aleppo verlassen und sind bis in die Provinz al-Hasaka 

zurückgedrängt worden (https://www.tagesschau.de/ausland/asien/syrien-kurden-

waffenruhe-100.html, zuletzt abgerufen am 30.1.2026). Derzeit herrscht eine Waffenruhe, 

die allerdings nur teilweise eingehalten wird. Rund um die Stadt Kobane/Ain al-Arab soll es 

zu anhaltenden Gefechten zwischen den dort herrschenden Kurden und Truppen der 

Übergangsregierung, die von der Türkei unterstützt werden, kommen 

(https://www.tagesschau.de/ausland/asien/syrien-kurden-kobane-100.html, zuletzt 

abgerufen am 30.1.2026). 

In der Provinz Aleppo kommt es darüber hinaus auch weiterhin zu sporadischer Gewalt wie 

Tötungen, Entführungen und Überfällen, die teilweise auf die sunnitische Miliz Saraya 

Ansar al-Sunnah zurückzuführen sind. Über 400 000 Menschen in Manbij und Ain Al-Arab 

waren aufgrund des Bruchs des Tishreen-Staudamms von Wasser- und Stromknappheit 

betroffen. Nicht explodierte Kampfmittel (UXOs), explosive Kriegsrückstände (ERWs), 

Minen und improvisierte Sprengsätze (IEDs) sind Berichten zufolge weit verbreitet und 
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beeinträchtigen Wohngebiete, Ackerland, Infrastruktur und wichtige Zufahrtswege (EUAA, 

Country Guidance Syria, Dec. 2025, S. 73; G 70/25). 

(bbb) Dem Antragsteller steht jedoch die Möglichkeit internen Schutzes innerhalb Syriens 

offen. Gemäß § 4 Abs. 3, 3e AsylG wird subsidiärer Schutz nicht gewährt, wenn dem 

Ausländer in einem Teil seines Herkunftslandes kein ernsthafter Schaden droht und er 

sicher und legal in diesen Landesteil reisen kann, dort aufgenommen wird und 

vernünftigerweise erwartet werden kann, dass er sich dort niederlässt. 

(aaaa) Ein Landesteil, in dem dem Antragsteller kein ernsthafter Schaden droht, ist die 

Provinz der Hauptstadt Damaskus im Südwesten des Landes (vgl. EUAA, Country 

Guidance Syria, Dec. 2025, S. 88 f.; G 70/25).  

Die Provinz Damaskus steht unter der Kontrolle der Übergangsregierung und gilt als die 

stabilste Region Syriens. Die starke Präsenz der Sicherheitskräfte hat zu einer allgemein 

sicheren Lage beigetragen, die mit einem Rückgang der Festnahmen an Kontrollpunkten 

und einem spürbaren Rückgang der Sicherheitsvorfälle insgesamt einhergeht. Vom 

9.12.2024 bis zum 26.9.2025 wurden insgesamt 99 Sicherheitsvorfälle verzeichnet, was 

einem Durchschnitt von 2,4 Vorfällen pro Woche entspricht. Im Zeitraum vom 9.12.2024 bis 

zum 31.5.2025 wurden insgesamt 58 Sicherheitsvorfälle (durchschnittlich 2,3 

Sicherheitsvorfälle pro Woche) in der Provinz Damaskus verzeichnet. Im Zeitraum vom 1.6. 

bis zum 26.9.2025 wurden 41 Sicherheitsvorfälle registriert (durchschnittlich 2,4 

Sicherheitsvorfälle pro Woche). Damaskus zählt damit zu den Provinzen Syriens mit der 

geringsten Anzahl von Sicherheitsvorfällen (vgl. EUAA, Country Guidance Syria, Dec. 2025, 

S. 65 ff.; G 70/25).  

Dennoch kommt es weiterhin zu vereinzelten Vorfällen wie Entführungen, bewaffneten 

Überfällen und gezielter Gewalt, darunter auch ein Selbstmordanschlag auf die griechisch-

orthodoxe Mar-Elias-Kirche am Stadtrand von Damaskus am 22.6.2025 mit 25 Toten und 

63 Verletzten (vgl. https://www.tagesschau.de/ausland/asien/syrien-anschlag-112.html, 

zuletzt abgerufen am 30.1.2026). Dieses Einzelereignis schlägt sich auch in der statistisch 

erfassten Zahl ziviler Todesopfer in der Region nieder. Während zwischen Dezember 2024 

und dem 31.5.2025 6 zivile Todesopfer dokumentiert wurden (<1 zivilen Todesopfern pro 

100.000 Einwohner) stieg die Zahl im Zeitraum Juni bis September 2025 auf 38 zivile 

Todesopfer (2 zivile Todesopfer pro 100.000 Einwohner) (vgl. EUAA, Country Guidance 

Syria, Dec. 2025, S. 89; G 70/25). Damaskus gehört außerdem zu den Provinzen, die am 

stärksten von Vorfällen mit nicht explodierten Kampfmitteln und anderen Überresten des 
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Krieges betroffen sind. Die Zerstörung der öffentlichen Infrastruktur, insbesondere in 

Gebieten wie dem Lager Yarmouk, hat zudem zu Unterbrechungen der Strom- und 

Wasserversorgung sowie anderer grundlegender Dienstleistungen geführt (vgl. EUAA, 

Country Guidance Syria, Dec. 2025, S. 89; G 70/25) 

Trotz dieser anhaltenden Schwierigkeiten und der zuletzt angestiegenen Zahl ziviler Opfer 

ist die Sicherheitslage in der Provinz, insbesondere wegen der geringen Anzahl von 

Sicherheitsvorfällen und der nach wie vor vergleichsweise geringen Anzahl ziviler Opfer 

insgesamt, als stabil und sicher anzusehen. Die Stabilität der Region zeigt sich auch daran, 

dass viele Binnenvertriebene innerhalb Syriens nach Damaskus geflohen sind. 

Schätzungen zufolge lebten am 15.5.2025 589.271 Binnenvertriebene in Damaskus, neben 

5.935 Personen, die seit dem 27.11.2024 aus der Binnenvertreibung zurückgekehrt waren. 

Am 18.9.2025 wurden 588.781 Binnenvertriebene und 11.569 kürzlich zurückgekehrte 

Personen gemeldet. Darüber hinaus kehrten seit dem 8.12.2024 170.624 Personen aus 

dem Ausland nach Damaskus zurück (vgl. EUAA, Country Guidance Syria, Dec. 2025, S.89; 

G 70/25). 

(bbbb) Damaskus ist für den Antragsteller auch ohne weiteres zu erreichen. Der Flughafen 

Damaskus kann international angeflogen werden. Zwischen Damaskus und Aleppo kann 

sowohl per Flugzeug als auch am Boden auf der Straße frei verkehrt werden (vgl. EUAA, 

Country Guidance Syria, Dec. 2025, S. 97 f.; G 70/25). 

(cccc) Es kann auch vernünftigerweise erwartet werden, dass der Antragsteller sich in 

Damaskus niederlässt. 

(α) Die Niederlassung in einem sicheren Landesteil (§ 3e Abs. 1 Nr. 1 AsylG) kann i.S.d. § 

3e Abs. 1 Nr. 2 AsylG vernünftigerweise erwartet werden (Zumutbarkeit der Niederlassung), 

wenn bei umfassender wertender Gesamtbetrachtung der allgemeinen wie der individuellen 

persönlichen Verhältnisse am Ort des internen Schutzes mit beachtlicher 

Wahrscheinlichkeit keine anderen Gefahren oder Nachteile drohen, die nach ihrer Intensität 

und Schwere einer für den internationalen Schutz relevanten Rechtsgutbeeinträchtigung 

gleichkommen, und auch sonst keine unerträgliche Härte droht. Der Sicherung der 

wirtschaftlichen Existenz am Ort des internen Schutzes ist dabei eine hervorgehobene 

Bedeutung beizumessen. 

Das wirtschaftliche Existenzminimum muss am Ort des internen Schutzes nur auf einem 

Niveau gewährleistet sein, das eine Verletzung des Art. 3 EMRK nicht besorgen lässt. 

Darüberhinausgehende Anforderungen sind keine notwendige Voraussetzung der 
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Zumutbarkeit einer Niederlassung (vgl. die Leitsätze in BVerwG, Urt. v. 18.2.2021, 1 C 4/20, 

juris). 

Die aus Art. 3 EMRK abzuleitenden Voraussetzungen, unter denen die allgemeine 

wirtschaftliche Lage und die Versorgungslage betreffend Nahrung, Wohnraum und 

Gesundheitsversorgung die Rechte des Schutzsuchenden aus Art. 3 EMRK gefährden, 

sind vom EuGH und BVerwG konkretisiert worden (vgl. z.B. BVerwG, Urt. v. 18.2.2021, 1 

C 4/20, juris, Rn. 65). Eine Gefährdung liegt demnach dann vor, wenn der Schutzsuchende 

seinen existenziellen Lebensunterhalt nicht sichern kann, kein Obdach findet oder keinen 

Zugang zu einer medizinischen Basisbehandlung erhält bzw. - nach einer Formulierung des 

Gerichtshofs der Europäischen Union - sich die betroffene Person „unabhängig von ihrem 

Willen und ihren persönlichen Entscheidungen in einer Situation extremer materieller 

Not“ befindet, „die es ihr nicht erlaubte, ihre elementarsten Bedürfnisse zu befriedigen, wie 

insbesondere, sich zu ernähren, sich zu waschen und eine Unterkunft zu finden, und die 

ihre physische oder psychische Gesundheit beeinträchtigte oder sie in einen Zustand der 

Verelendung versetzte, der mit der Menschenwürde unvereinbar wäre“.  

Bei der Beurteilung, ob dem Schutzsuchenden eine Verelendung droht ist insoweit auch zu 

berücksichtigen, ob er Rückkehrhilfen in Anspruch nehmen kann. Kann der Rückkehrer 

Hilfeleistungen in Anspruch nehmen, die eine Verelendung innerhalb eines absehbaren 

Zeitraums ausschließen, so kann nur ausnahmsweise von einer Unzumutbarkeit der 

Niederlassung ausgegangen werden, nämlich dann, wenn bereits zum maßgeblichen 

Beurteilungszeitpunkt davon auszugehen ist, dass dem Ausländer nach dem Verbrauch der 

Rückkehrhilfen in einem engen zeitlichen Zusammenhang eine Verelendung mit hoher 

Wahrscheinlichkeit droht (vgl. BVerwG, Urt. v. 21.4.2022,1 C 10.21, juris Rn. 25). 

(β) Aktuellen Erkenntnissen zufolge stellt sich die Lage im Hinblick auf die Befriedigung der 

elementarsten Bedürfnisse wie folgt dar. 

(αα) Die Wirtschaft sowie die Infrastruktur in Syrien allgemein sind in desolatem Zustand. 

Die Bevölkerung, von der über 90 % in Armut leben, ist in großem Maße abhängig von 

humanitärer Hilfe, die in den letzten Jahren einen deutlichen Rückgang erfuhr. International 

zugesagte Wiederaufbauhilfen werden einige Zeit benötigen, bevor sie Früchte tragen, 

sodass kurzfristige Besserungen hierdurch nicht zu erwarten sind. 

Im Mai 2025 kündigten sowohl die EU als auch US-Präsident Trump nach einem 

Wirtschaftsgipfel in Riyad die Lockerung bestehender Wirtschaftssanktionen gegen Syrien 
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an, die US-Staatsangehörigen und Unternehmen Transaktionen u. a. mit der syrischen 

Zentralbank und Behörden zuvor verboten hatten. Der Wechselkurs der syrischen Lira 

gegenüber dem US-Dollar stieg daraufhin um knapp 30 %. 

Zuletzt waren, insbesondere nach der Aufhebung von Sanktionen, Schritte in Richtung 

eines wirtschaftlichen Aufschwungs zu beobachten. Dennoch ist das BIP Syriens, nachdem 

es im Jahr 2024 um 1,5 % zurückging, Prognosen zufolge im Jahr 2025 vor dem 

Hintergrund anhaltender Sicherheitsprobleme, Liquiditätsengpässen und ausgesetzter 

ausländischer Hilfen lediglich um 1 % gewachsen. Seit 2010 ist das BIP um insgesamt mehr 

als 50 % geschrumpft, und das Bruttonationaleinkommen pro Kopf ist bis 2024 auf 830 USD 

gesunken. 

Nach einer kurzen Abwertung stieg der Wert der syrischen Lira verglichen mit dem Stand 

vor dem Sturz der Assad-Regierung Ende November 2024 bis August 2025 um etwa 29 %, 

getrieben durch die gestiegene Nachfrage von Zurückkehrenden sowie die teilweise 

Aufhebung von Sanktionen und Devisenkontrollen. Einschränkungen wie wöchentliche 

Abhebungslimits, ausgesetzte elektronische Zahlungen und verspätete Gehaltszahlungen 

der Regierung beeinträchtigen jedoch weiterhin die Verfügbarkeit von Bargeld. Nach einem 

anfänglichen Anstieg haben sich die Lebensmittelpreise zugleich mittlerweile stabilisiert 

und sind seit Januar 2025 im Jahresvergleich leicht rückläufig. Dennoch wurde 

insbesondere im Oktober und November 2025 über erneut steigende Preise aufgrund eines 

sprunghaften Anstiegs der Stromkosten berichtet (vgl. zur allgemeinen Lage BAMF, 

Länderreport Syrien, Ein Jahr nach dem Sturz Assads, Nov. 2025, S. 80 f.; G 73/25). 

(ββ) Es ist schwierig, in Damaskus eine Unterkunft zu finden. Etwa ein Drittel der 

Wohngebäude in Syrien wurden im Laufe des Konflikts zerstört oder schwer beschädigt. 

Dies führte in den Vororten von Damaskus zu einer gravierenden Wohnungsknappheit und 

einer begrenzten Verfügbarkeit von Wohnraum. Darüber hinaus machen die hohen 

Immobilienpreise in der Stadt Damaskus das Mieten oder Kaufen für die meisten 

Rückkehrer unerschwinglich, während einige Wohnungen am Stadtrand oder in 

abgelegeneren Gebieten in der Regel schlechte Lebensbedingungen aufweisen (vgl. EUAA, 

Country Guidance Syria, Dec. 2025, S. 100; G 70/25). Konkret werden Mieten in 

Mittelklasse-Nachbarschaften von Damaskus auf monatlich zwischen 4 und 5 Mio. SYP 

(~312,61 bis 390,76 €, Stand 10.11.2025), in anderen Gegenden von Damaskus auf 

monatlich zwischen 1 und 2,5 Mio. SYP (~78,15 bis 195,40 €, Stand 10.11.2025) beziffert 
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(vgl. BAMF, Länderreport Syrien, Ein Jahr nach dem Sturz Assads, Nov. 2025, S. 85; G 

73/25). 

(γγ) Die allgemeine sozioökonomische Lage in Damaskus wird als gerade noch 

zukunftsfähig angesehen.  

Die Schaffung einer Lebensgrundlage in Damaskus gilt als schwierig. Der Mangel an 

wirtschaftlichen Möglichkeiten und grundlegenden Dienstleistungen stellt für Rückkehrer 

nach Damaskus die größte Herausforderung dar. Die Arbeitslosigkeit in Syrien insgesamt 

stieg im Jahr 2024 auf 24 %. Von den Industrie- und Fertigungsanlagen in Damaskus 

werden 25 % als nicht betriebsfähig angesehen. Für ungelernte Arbeitskräfte betrug der 

Tageslohn im August 2025 in Syrien durchschnittlich etwa 57.000 SYP (~4,48 €, Stand 

03.11.2025) pro Tag, im südlichen Teil des Landes war er mit durchschnittlich 74.494 SYP 

(~5,85 €, Stand 03.11.2025) zum zweiten Mal in Folge landesweit am höchsten (BAMF, 

Länderreport Syrien, Ein Jahr nach dem Sturz Assads, Nov. 2025, S. 83; G 73/25). 

Die Lebenshaltungskosten in Syrien sind 2024 um 21 % gestiegen und haben sich in den 

letzten zwei Jahren mehr als verdreifacht. Jeder vierte Syrer lebt in extremer Armut mit 

weniger als 2,15 USD pro Tag, während 67 % unter der unteren mittleren 

Einkommensgrenze von 3,65 USD leben (vgl. EUAA, Country Guidance Syria, Dec. 2025, 

S. 99; G 70/25). Laut dem Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP) konnten 

sich im Februar 2025 ca. 90 % der syrischen Bevölkerung keine lebensnotwendigen Güter 

mehr leisten und 75 % waren auf humanitäre Hilfe in irgendeiner Form angewiesen, deren 

Umfang zugleich in den vergangenen Jahren einen deutlichen Rückgang erfuhr (vgl. EUAA 

Country Guidance Syria, Dec. 2025, S. 99; G 70/25; BAMF, Länderreport Syrien, Ein Jahr 

nach dem Sturz Assads, Nov. 2025, S. 82; G 73/25).  

Die Lebenshaltungskosten für eine fünfköpfige Familie, gemessen am sog. Minimum 

Expenditure Basket (MEB), der essentielle Gegenstände des täglichen Bedarfs, wesentlich 

Lebensmittel, enthält, stiegen nach UN-Angaben innerhalb eines Jahres um 21 % und 

haben sich in nur zwei Jahren mehr als verdreifacht. Im August 2025 stieg der Preis des 

MEB im Vergleich zum Vormonat um weitere 6 % auf 2 Mio. SYP (~157,20 €, Stand 

03.11.2025). Damaskus liegt mit einem Preis von 2.093.252 SYP für den MEB im Mittelfeld 

(6 Regionen haben einen höherpreisigen MEB, 7 einen günstigeren). Nicht enthalten im 

MEB sind Mietkosten, ferner fehlen in den Zahlen zum MEB aus August 2025 

Preissteigerungen aus Oktober und November 2025, die in den deutlich gestiegenen 

Strompreisen begründet sind. Die dadurch entstehenden Mehrkosten der 
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Lebensmittelproduktion werden auf die Konsumenten umgelegt. Dies führte zu einer 

Zunahme von Kosten, die einen großen Teil der Gehälter einnehmen können. Nach 

Angaben der Vereinten Nationen übersteigen die notwendigen Ausgaben zur Deckung der 

Grundbedürfnisse selbst in Familien mit mehreren erwerbstätigen Personen die 

verfügbaren Einkommen (BAMF, Länderreport Syrien, Ein Jahr nach dem Sturz Assads, 

Nov. 2025, S. 84 ff.; G 73/25). 

Aufgrund der niedrigen Einkommen, des Mangels an Arbeitsmöglichkeiten sowie der 

gestiegenen Lebenshaltungskosten ist ein Großteil der Bevölkerung weiterhin von 

Geldtransfers aus dem Ausland abhängig, um ihre Grundbedürfnisse zu decken. Seit dem 

Sturz der Assad-Regierung sollen diese Berichten zufolge einfacher durchzuführen sein, 

da die Regierung unter Assad Sanktionen gegen Syrer verhängt hatte, die mit US-Dollar 

handelten und im Geldtransfergeschäft tätig waren, welche nun weggefallen seien. 

Schätzungen zufolge belaufen sie sich auf etwa 3 bis 4 Mrd. USD pro Jahr und machen 

damit ca. 15 bis 20 % des inoffiziellen BIP aus (BAMF, Länderreport Syrien, Ein Jahr nach 

dem Sturz Assads, Nov. 2025, S. 85; G 73/25).  

(δδ) Die Versorgung der Bevölkerung Syriens mit Wasser und Gesundheitsleistungen ist 

stark angespannt. Zum ersten Mal seit 50 Jahren leidet Damaskus unter einer schweren 

Wasserknappheit, was zu den strengsten Rationierungen seit den 1950er Jahren geführt 

hat. Ursache hierfür ist die nach UN-Angaben schwerste Dürre seit 36 Jahren. Die 

Einwohner erhalten nun alle drei Tage Wasser, während viele auf teure private Tankwagen 

angewiesen sind, die 35 bis 70 US-Dollar pro 1 000 Liter verlangen. Durch die Dürre wird 

die ohnehin schon fragile humanitäre Lage weiter verschärft. Die Dürre hat verheerende 

Auswirkungen auf Grundnahrungsmittel, Viehbestände, den Zugang zu Wasser und die 

öffentliche Gesundheit. In einer Lagebewertung zwischen März und April 2025 hatten 26 % 

der der Befragten in Damaskus keinen Zugang zu Trinkwasser, 21 % hatten kein Wasser 

für die Hygiene und 19 % hatten keinen Zugang zu einem Abwassersystem (EUAA Country 

Guidance Syria, Dec. 2025, S. 100; G 70/25). 

Mehr als 65 % der syrischen Bevölkerung benötigten humanitäre Gesundheitshilfe. Es 

herrscht ein Mangel an Medikamenten für Notfälle wie Schmerzen und Infektionen. In 48 % 

der Fälle wurde ein Mangel an Gesundheitsdienstleistungen für Mütter und Kinder 

festgestellt. 

In Gebieten wie Damaskus blieben die Krankenhäuser weitgehend außer Betrieb. Nach 

Angaben der International Organization for Migration (IOM) hatten 7 % der Befragten in 
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Damaskus keinen Zugang zu Einrichtungen der medizinischen Grundversorgung, 69 % 

keinen Zugang zu spezialisierten Gesundheitseinrichtungen und 19 % keinen Zugang zu 

Notfallversorgungseinrichtungen. In Damaskus waren 34 % der Gesundheitszentren (29 

von 86) von Unterfinanzierung betroffen, was sich auf etwa 712 000 Menschen auswirkte. 

Syrien leidet außerdem unter einem kritischen Mangel an Gesundheitspersonal, der durch 

niedrige Gehälter noch verschärft wird und den Zugang zu Gesundheitsdienstleistungen 

erheblich behindert (EUAA Country Guidance Syria, Dec. 2025, S. 100; G 70/25; vgl. für 

einen detaillierteren Lagebericht auch BAMF, Länderreport Syrien, Ein Jahr nach dem Sturz 

Assads, Nov. 2025, S. 88 ff.; G 73/25). 

(εε) Nach dem Vorstehenden droht dem Antragsteller in Syrien nicht mit hinreichender 

Wahrscheinlichkeit eine für Art. 3 EMRK relevante Gefährdung. Er wird seine elementarsten 

Grundbedürfnisse voraussichtlich auf absehbare Zeit befriedigen können. 

Der 30 Jahre alte Antragsteller hat eine Schulbildung bis zu 11. Klasse. Er hat außerdem 

Berufserfahrung als Friseur, und kann diesen Beruf womöglich auch wieder in Syrien 

ausüben, um davon zu leben. Selbst als ungelernte Kraft sollte es ihm als gesundem jungen 

Mann – ausweislich seiner Anhörung vom 15.1.2025 ist der Antragsteller gesund und leidet 

an keinerlei Krankheiten oder Behinderungen – möglich sein, ein Einkommen zu 

erwirtschaften.  Anhand der vorstehenden Angaben zur Bezahlung ungelernter 

Arbeitskräfte sowie zu den Lebenshaltungskosten in Syrien dürfte der Antragsteller in der 

Lage sein, von seinem Einkommen seine elementaren Grundbedürfnisse an Lebensmitteln 

und Hygieneartikeln zu decken, sowie eine Unterkunft zu finanzieren. Dabei ist auch zu 

berücksichtigen, dass der Antragsteller auf die von der Antragsgegnerin im angegriffenen 

Bescheid ausführlich dargestellten Rückkehrhilfen zurückgreifen kann. In Betracht kommt 

insoweit das seit Januar 2025 angelaufene REAG/GARP Programm, mögliche 

Sonderbeträge, Reisebeihilfen und Starthilfen sowie grundsätzlich mögliche 

Kostenübernahmen im Falle von medizinischem Unterstützungsbedarf und das seit 

Februar 2025 aufgelegte Nationale Reintegrationsprogramm Syrien (EURP SYR), welches 

sowohl kurzfristige („Post Arrival Package“) wie auch langfristige Hilfen („Post Return 

Package“) vor Ort vorsieht (vgl. zu den verschiedenen Rückkehrprogrammen: 

https://www.returningfromgermany.de/en/countries /syria/; aufger. am 7.1.2026). 

Weiter zu berücksichtigen ist, dass der Antragsteller Arabisch spricht. Anzeichen dafür, er 

könne sich nicht mit den Gepflogenheiten in der Heimat (wieder) vertraut machen, gibt es 

nicht. Nach dem Protokoll der Anhörung vom 14.7.2025 leben sowohl seine Eltern als auch 
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drei Schwestern und zwei Brüder des Antragstellers nach zeitweisem Umzug nach Idlib 

wieder in Aleppo sowie weitere Angehörige der Großfamilie in Syrien, so dass er an einen 

vorhandenen Familienverbund anknüpfen kann. Mit seinen Eltern und seinen Geschwistern 

steht der Antragsteller auch in Kontakt, es ist daher zu erwarten, dass er von diesen bei 

einer Rückkehr Unterstützung wird erhalten können. Außerdem lebt eine Schwester des 

Antragstellers in Katar, von dieser kann er ggf. – wie nach seinen Angaben die übrige 

Familie – auch finanzielle Unterstützung erhalten. 

2. Ein Anspruch auf Zuerkennung eines Abschiebungsverbots ist ebenfalls abzulehnen, da 

weder die Voraussetzungen nach § 60 Abs. 5 AufenthG i.V.m. Art. 3 der Europäischen 

Menschenrechtskonvention (EMRK) (a)) noch diejenigen des § 60 Abs. 7 AufenthG (b)) 

hinsichtlich Syriens vorliegen. 

a. Der Antragsteller hat keinen Anspruch auf die Zuerkennung eines Abschiebungsverbots 

nach § 60 Abs. 5 AufenthG i.V.m. Art. 3 der EMRK. Danach darf niemand der Folter oder 

unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen werden. Insoweit 

kann auf die obigen Ausführungen zur Zumutbarkeit der Niederlassung in einem anderen 

Landesteil im Rahmen des § 3e AsylG verwiesen werden. Ein Verstoß gegen Art. 3 EMRK 

droht im Falle der Abschiebung demnach nicht. 

b. Ein Anspruch auf Zuerkennung eines Abschiebungsverbots kommt schließlich auch auf 

der Grundlage des § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG nicht in Betracht. Danach soll von der 

Abschiebung eines Ausländers abgesehen werden, wenn dort für diesen eine erhebliche 

Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit besteht. Eine solche Gefahr ist zunächst nicht mit Blick 

auf Erkrankungen des Antragstellers gegeben, solche hat er weder vorgebracht noch sind 

sie sonst ersichtlich. 

Ein Anspruch auf Zuerkennung eines Abschiebungsverbots gemäß § 60 Abs. 7 Satz 1 

AufenthG kommt auch im Übrigen nicht in Betracht. Im Hinblick auf die Lebensbedingungen, 

die den Ausländer im Zielstaat erwarten, insbesondere die dort herrschenden 

wirtschaftlichen Existenzbedingungen und die damit zusammenhängende 

Versorgungslage, kann er Abschiebungsschutz aufgrund einer allgemeinen Gefahr in 

verfassungskonformer Anwendung des § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG nur ausnahmsweise 

beanspruchen und damit die Sperrwirkung des § 60 Abs. 7 Satz 6 AufenthG einschränken, 

wenn er bei einer Rückkehr in das Aufnahmeland aufgrund dieser Bedingungen mit hoher 

Wahrscheinlichkeit einer extremen Gefahrenlage ausgesetzt wäre. Nur dann gebieten es 

die Grundrechte aus Art. 1 Abs. 1 GG und Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG, ihm trotz einer fehlenden 
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politischen Leitentscheidung nach § 60a Abs. 1 Satz 1 i.V.m. § 60 Abs. 7 Satz 6 AufenthG 

Abschiebungsschutz nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG zu gewähren (vgl. BVerwG, Urt. v. 

8.9.2011, 10 C 14.10, juris Rn. 22 f.; OVG Münster, Urt. v. 24.3.2020,19 A 4470/19.A, juris 

Rn. 46 ff.). 

Liegen – wie hier – die Voraussetzungen eines nationalen Abschiebungsverbots nach § 60 

Abs. 5 AufenthG i.V.m. Art. 3 EMRK wegen schlechter humanitärer Bedingungen schon 

nicht vor, ist regelmäßig auch eine im Rahmen des § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG relevante, 

extreme Gefahrenlage nicht gegeben (vgl. VGH Mannheim, Urt. v. 12.10.2018, A 11 S 

316/17, juris Rn. 453; OVG Lüneburg, Beschl. v. 11.3.2021, 9 LB 129/19, juris Rn. 189 

m.w.N.). 

Sonstige Anhaltspunkte die der Abschiebungsandrohung entgegenstehen könnten sind 

nicht ersichtlich. Der Antragsteller ist volljährig, gesund, unverheiratet und kinderlos und 

auch sonst nicht ersichtlich vulnerabel. 

III. Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO. Gerichtskosten werden gemäß 

§ 83b AsylG nicht erhoben. 

 

 

 

   

 
 


